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Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. November 1956 

8 — 97105 — 3017/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 2. Mai 1956 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über den Luftverkehr 

nebst Begründung und dem Text des Vertrages mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 165. Sitzung am 9. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Auf- 
fassung, daß das Gesetz gemäß Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
seiner Zustimmung bedarf. 

Federführend sind die Herren Bundesminister für Verkehr und des 
Auswärtigen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg. 



Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 2. Mai 1956 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

über den Luftverkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem In Bern am 2. Mai 1956 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über den Luftverkehr wird 
zugestimmt. Das Abkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 20 in Kraft tritt, ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung 


1. Allgemeine Bemerkungen 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist 
der internationale Fluglinienverkehr. Er 
kann nur betrieben werden, wenn die aus- 
ländischen Staaten, die überflogen oder an- 
geflogen werden sollen, dem deutschen Luft- 
verkehr entsprechende Flugrechte einräu- 
men. 

Alle Bestrebungen, den internationalen Flug- 
linienverkehr umfassend durch multilaterale 
Abkommen zu regeln, haben bisher nicht zu 

für die Bundesrepublik am 8. Juni 1956 in Kraft 
getreten 


einem nennenswerten Erfolg geführt. Nach 
der Vereinbarung vom 7. Dezember 1944 
über den Durchflug im Internationalen Flug- 
linienverkehr''') (BGBl. 1956 II S. 442) ist 
zwar den Mitgliedstaaten das Recht des 
Überflugs und das Recht zur Durchführung 
nichtgewerblicher Landungen gestattet. Nach 
Artikel 6 des Abkommens vom 7. Dezember 
1944 über die Internationale Zivilluftfahrt 
(ICAO)-') (BGBl. 1956 II S. 412) kann jedoch 
das wichtige Recht zur Vornahme kommer- 
zieller Landungen im Fluglinienverkehr In 
Übereinstimmung mit dem völkerrechtlichen 
Grundsatz, daß jeder Staat die Lufthoheit 
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über seinem Gebiet besitzt, nur „mit der be- 
sonderen Ermächtigung oder mit einer ander- 
weitig erteilten Genehmigung"^ des Staates, 
dessen Gebiet berührt wird, durchgeführt 
werden. Nach allgemeinen internationalen 
Gepflogenheiten werden diese Rechte grund- 
sätzlich In zweiseitigen Luftverkehrsabkom- 
men eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind be- 
reits vom Deutschen Reich vor dem 2. Welt- 
krieg abgeschlossen worden, sie sind jedoch 
veraltet und müssen erneuert werden. Vor- 
bereitungen hierfür wurden schon vor Wie- 
dererlangung der deutschen Lufthoheit ge- 
troffen. 

Nach Vorbesprechungen zwischen Vertretern 
der deutschen und schweizerischen Luftfahrt- 
behörde fanden Im Januar 1956 Delegations- 
verhandlungen in Bern statt. Hier wurde 
auch das Abkommen am 19. Januar 1956 
paraphiert und am 2. Mai 1956 als fünftes 
deutsches Nachkriegsabkommen auf dem 
Gebiete der Zivilluftfahrt unterzeichnet. 

Durch das Inkrafttreten des Abkommens 
werden die derzeitigen Flugrechte der 
schweizerischen Luftverkehrsunternehmen, 
die noch auf Besatzungsrecht beruhen und 
nach Artikel 4 des Zwölften Teils des Ver- 
trages zur Regelung aus Krieg und Besat- 
zung entstandener Fragen (Überleitungsver- 
trag) einstweilen weiterbestehen, aufgehoben 
und in einer Form geregelt, die den deut- 
schen Verkehrsinteressen besser Rechnung 
trägt. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte 
sind In einem Fluglinienplan festgelegt, der 
durch Notenaustausch vereinbart wurde 
(siehe Artikel 2 Abs. 2). Eine Vereinbarung 
In dieser Form ist gewählt worden, um die 
Fluglinienrechte jeweils den Verkehrsanfor- 
derungen leichter anpassen zu können. 

Die deutschen Luftverkehrsunternehmen 
sind zum Betrieb der folgenden Linien be- 
rechtigt: 

1. Von Punkten In der Bundesrepublik 

Deutschland nach Punkten in der Schweiz 
(nicht mehr als zwei Punkte auf einer 
Linie); 

2. von Punkten in der Bundesrepublik 

Deutschland nach Punkten in der Schweiz 
und darüber hinaus nach Punkten in Ita- 
lien; 

3. von Punkten in der Bundesrepublik 

Deutschland nach Punkten in der Schweiz 


(jeweils nur ein Punkt) und darüber hin- 
aus 

a) über Zwischenlandepunkte außerhalb 
Europas nach Punkten in Südamerika 
oder 

b) über Zwischenlandepunkte in Italien 
und Nordafrika nach Punkten in Afri- 
ka. 

Die schweizerischen Luftverkehrsunterneh- 
men sind zum Betrieb der folgenden Linien 
berechtigt: 

1. Von Punkten in der Schweiz nach Punk- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland 
(nicht mehr als zwei Punkte auf einer 
Linie); 

2. von Punkten in der Schweiz nach Hanno- 
ver und/oder Düsseldorf und/oder darü- 
ber hinaus nach Punkten in Skandinavien 
und/oder in Finnland; 

3. von Punkten in der Schweiz nach Köln/ 
Bonn (bis zum Beginn der Sommerflug- 
planperlode 1957 wahlweise Frankfurt 
[Main] oder Köln/Bonn) und darüber hin- 
aus über Zwischenlandepunkte in Großbri- 
tannien, Irland nach Punkten In den Ver- 
einigten Staaten von Amerika und/oder in 
Kanada. 

IL Besondere Bemerkungen zu dem Ab- 
kommen 

Artikel 2 Abs. 1 legt die Rechte fest, welche 
sich die Vertragsstaaten zur Durchführung 
des Fluglinienverkehrs durch die benannten 
Unternehmen gegenseitig einräumen. Ge- 
währt werden das Recht des Überflugs (1. 
Freiheit), das Recht der Landung zu nicht- 
gewerblichen Zwecken (2. Freiheit) und das 
Recht, Fluggäste, Post und Fracht abzusetzen 
(3. Freiheit) und aufzunehmen (4. Freiheit), 
wobei die Beförderung auch von und nach 
einem dritten Staat vorgenommen werden 
kann (5. Freiheit). Die Einräumung aller 
5 Freiheiten entspricht der anzustrebenden 
Liberalisierung der Weltluftfahrt. Sie gewähr- 
leistet allein die volle Ausnutzung der bereit- 
gestellten Kapazitäten. Alle Rechte werden 
nur zur Durchführung Internationalen Luft- 
verkehrs eingeräumt. Daraus ergibt sich, daß 
das Abkommen Kabotagerechte nicht ge- 
währt. 

Absatz 2 behandelt den Fluglinienplan. 

Artikel 6 sieht für die Flughafengebühren 
gegenseitige Inländerbehandlung vor. 
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Die in Artikel 7 vereinbarten Regelungen 
entsprechen dem geltenden Recht. Nach § 1 
der Verordnung über die Zollbehandlung 
von Nahrungs- und Genußmitteln im inter- 
nationalen Fluglinienverkehr vom 25. Juni 
1956 (BGBl. I S. 647) — erlassen auf Grund 
des Artikels 2 des Gesetzes vom 4. April 
1956 zu dem Abkommen vom 7. Juli 1955 
über den Luftverkehr zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika (BGBl. II S. 403) — 
bleiben Nahrungs- und Genußmittel, die von 
einem Luftfahrzeug eingebracht und zum als- 
baldigen Verbrauch an Bord ausgegeben wer- 
den, abgabenfrei, wenn das Luftfahrzeug 
Fluggäste ausschließlich im internationalen 
Fluglinienverkehr befördert und bei Zwi- 
schenlandungen zollamtlich überwacht wer- 
den kann. 

Artikel 9 gewährleistet, daß die von den be- 
nannten Unternehmen bereitgestellte Kapazi- 
tät (angebotene Nutzlast und Häufigkeit des 
Verkehrs) In ein angemessenes Verhältnis zur 
Verkehrsnachfrage gebracht werden kann. 
Die Bestimmung ist an das am 11. Februar 
1946 zwischen Großbritannien und den Ver- 
einigten Staaten von Amerika abgeschlossene 
Bermuda-Abkommen angelehnt, welches in- 
soweit eine Fortbildung der von der ICAO 
eingeleiteten freiheitlichen Behandlung des 
Fluglinienverkehrs enthält. Besonders ein- 
gehend wird in Absatz 3 Satz 2 das Recht 
der 5. Freiheit behandelt, das nur unter Be- 
achtung der unter Buchstaben a bis c genann- 
ten Gesichtspunkte ausgeübt werden darf. 
Insgesamt Ist die Vorschrift so elastisch ge- 
halten, daß jeder Vertragsstaat die Interessen 
seiner für die Ausübung der vereinbarten 
Fluglinienrechte benannten Unternehmen ge- 
genüber dem anderen Vertragsstaat wirksam 
vertreten kann. 

Artikel 10 Abs. 2 verpflichtet die Luftfahrt- 
behörden zum Austausch statistischer Unter- 
lagen zwecks Nachprüfung der von den be- 
nannten Unternehmen bereitgestellten Kapa- 
zitäten. Die Vorschrift ergänzt insofern Ar- 
tikel 9. 


Artikel 11 enthält die Grundsätze für die 
Festsetzung der auf den festgelegten Linien 
anzuwendenden Tarife. Diese sollen zwecks 
Vermeidung eines unerwünschten Konkur- 
renzkampfes nach Möglichkeit zwischen den 
beteiligten Unternehmen auf Grund des Ta- 
riffestsetzungsverfahrens der Internationalen 
Air Transport Association (lATA) festgesetzt 
werden und sind den Luftfahrtbehörden zur 
Genehmigung vorzulegen. Einigen sich die 
Unternehmen nicht, so versuchen die Luft- 
fahrtbehörden, die Tarife festzulegen. Ge- 
lingt dies ebenfalls nicht, so ist die Ange- 
legenheit einem nach Artikel 16 zu bildenden 
Schiedsgericht zu unterbreiten. 

Artikel 14 bis 16 befassen sich mit regel- 
mäßigem Meinungsaustausch der Luftfahrtbe- 
hörden, Konsultation zwischen den Vertrags- 
staaten und Schiedsgerichtsverfahren. Diese 
Regelung ist in Luftverkehrsabkommen üb- 
lich und zweckmäßig. 

III. Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf Ar- 
tikel 5 des Zwölften Teils des Überleitungs- 
vertrages einstweilen nicht für Berlin. Eine 
Erstreckung des Abkommens und des Geset- 
zes auf Berlin muß der zukünftigen politi- 
schen Entwicklung Vorbehalten bleiben. 


IV. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 GG der Zustimmung der für die Bun- 
desgesetzgebung zuständigen Körperschaften 
in der Form eines Bundesgesetzes, weil es sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung be- 
zieht. 

Wegen der in Artikel 7 vorgesehenen Ver- 
günstigungen, die auch die Biersteuer berüh- 
ren, bedarf das Gesetz nach Artikel 105 
Abs. 3, 106 Abs. 2 GG der Zustimmung des 
Bundesrates. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über den Luftverkehr 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Schweizerische Eidgenossenschaft 
haben in dem Bestreben, den Luftverkehr zwischen ihren 
Gebieten und darüber hinaus zu regeln, folgendes ver- 
einbart: 

Artikel 1 

(1) Für die Anwendung dieses Abkommens bedeuten, 
soweit sich aus dem Inhalt des Abkommens nichts an- 
deres ergibt: 

a) „Luftfahrtbehörde", in der Bundesrepublik 
Deutschland der Bundesminister für Verkehr, in 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft das Eid- 
genössische Post- und Eisenbahndepartement 
(Luftamt), oder in beiden Fällen, jede andere 
Person oder Stelle, die zur Ausübung der diesen 
obliegenden Aufgaben ermächtigt sein wird. 

b) „Benanntes Unternehmen" („bezeichnetes Unter- 
nehmen"), ein Luftverkehrsunternehmen, das ein 
Vertragsstaat dem anderen Vertragsstaat nach 
Artikel 3 schriftlich als das Unternehmen be- 
nannt (bezeichnet) hat, das die nach Artikel 2 
Absatz 2 dieses Abkommens festgelegten Flug- 
linien betreiben soll. 

(2) Die Begriffe „Gebiet", „Fluglinienverkehr", „inter- 
nationaler Fluglinienverkehr", „Landung zu nichtgewerb- 
lichen Zwecken" haben für die Anwendung dieses 
Abkommens die in Artikel 2 und 96 des Abkommens 
über die internationale Zivilluftfahrt vom 7. Dezember 
1944 festgelegte Bedeutung. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt dem anderen Ver- 
tragsstaat zur Durchführung des internationalen Flug- 
linienverkehrs durch die benannten Unternehmen folgende 
Rechte: 

a) das Recht des Überfluges, 

b) das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken und 

c) das Recht des Ein- und Ausflugs zur Durchfüh- 
rung des gewerblichen internationalen Fliiglinien- 
verkehrs mit Fluggästen, Post und Fracht an den 
Orten in seinem Gebiet, die bei jeder nach Ab- 
satz 2 festgelegten Linie aufgeführt sind. 

(2) Die Linien, welche die benannten Unternehmen der 
beiden Vertragsstaaten zu betreiben berechtigt sind, 
werden in einem Linicnplan festgelegt, der in einem 
Notenaustausch zu veieinbaicn ist. 


Artikel 3 

(1) Mit dem Betrieb des internationalen Fluglinienver- 
kehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien 
kann jederzeit begonnen werden, wenn 

a) der Vertragsstaat, dem die Rechte gewährt sind, 
das Unternehmen schriftlich benannt hat, welches 
die einzelnen Linien betreiben wird, 

b) der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, dem 
benannten Unternehmen die Genehmigung er- 
teilt hat, den internationalen Fluglinienverkchr 
auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgeiegten 
Linien zu eröffnen. 

(2) Der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, wird 
vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 
und vorbehaltlich der Verständigung nach Artikel 11 un- 
verzüglich die Genehmigung zum Betrieb des internatio- 
nalen Fluglinienverkehrs erteilen. 

(3) Jeder Vertragsstaat ist berechtigt, von dem benann- 
ten Unternehmen des anderen Vertragsstaates den Nach- 
weis zu verlangen, daß dieses Unternehmen in der Lage 
ist, den Erfordernissen zu entsprechen, die durch die Ge- 
setze und Verordnungen des erstgenannten Staates für die 
Durchführung des internationalen Luftverkehrs vor- 
geschrieben sind. 

(4) Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, 
einem von dem anderen Vertragsstaat benannten Unter- 
nehmen die Ausübung der ln Artikel 2 gewährten Rechte 
zu verweigern, wenn das Unternehmen nicht in der Lage 
ist, auf Verlangen den Nachweis zu erbringen, daß der 
wesentliche Teil des Eigentums an dem Unternehmen 
und die tatsächliche Verfügungsgewalt über das Unter- 
nehmen Staatsangehörigen oder Körperschaften des an- 
deren Vertragsstaates oder diesem selbst zustehen. 

Artikel 4 

(1) Jeder Vertragsstaat kann die nach Artikel 3 Absatz 2 
erteilte Genehmigung widerrufen oder durch Auflagen 
einschränken, wenn das benannte Unternehmen die Ge- 
setze und Verordnungen des Vertragsstaates, der die 
Rechte gewährt, oder die Bestimmungen dieses Abkom- 
mens nicht befolgt oder die daraus sich ergebenden 
Verpflichtungen nicht erfüllt. Das gleiche gilt, wenn der 
Nachweis nach Artikel 3 Absatz 4 nicht erbracht wird. Von 
diesem Recht wird jeder Vertragsstaat nur nach einer 
Konsultation nach Artikel 15 Gebrauch machen, es sei 
denn, daß eine sofortige Einstellung des Betriebes oder 
sofortige Auflagen zur Vermeidung weiterer Verstöße 
gegen Gesetze oder Verordnungen erforderlich sind. 



(2) Jeder Vertragsstaat hat das Recht, durch schriftliche 
Mitteilung an den anderen Vertragsstaat die Benennung 
eines Unternehmens rückgängig zu machen, um es durch 
ein anderes Unternehmen zu ersetzen. Das benannte 
neue Unternehmen genießt die gleichen Rechte und 
unterliegt den gleichen Verpflichtungen wie das Unter- 
nehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 5 

(1) Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften eines 
jeden der beiden Vertragsstaaten, die den Einflug von 
Luftfahrzeugen des internationalen Luftverkehrs in sein 
Gebiet oder deren Ausflug aus seinem Gebiet oder den 
Betrieb und Verkehr solcher Luftfahrzeuge innerhalb 
seines Gebietes betreffen, finden auf Luftfahrzeuge, die 
von dem benannten Unternehmen des anderen Vertrags- 
staates verwendet werden, Anwendung. 

(2) Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften eines je- 
den der beiden Vertragsstaaten, welche die Einreise in 
sein Gebiet oder die Ausreise aus seinem Gebiet von 
Fluggästen, Besatzungen, Post oder Fracht, wie z. B. Vor- 
schriften über Einreise, Abfertigung, Einwanderung, 
Pässe, Zölle und Quarantäne betreffen, finden auf die 
Fluggäste, Besatzungen, Post oder Fracht der Luftfahr- 
zeuge des anderen Vertragsstaates während ihres Auf- 
enthaltes in seinem Gebiet Anwendung. 

Artikel 6 

Die Gebühren, die in jedem Vertragsstaat für die Be- 
nutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtun- 
gen durch die Luftfahrzeuge des anderen Vertragsstaates 
erhoben werden, dürfen nicht höher als für die einhei- 
mischen Luftfahrzeuge sein. 

Artikel 7 

Jeder der beiden Vertragsstaaten gewährt für die 
Luftfahrzeuge, die von einem benannten Unternehmen 
des anderen Vertragsstaates ausschließlich im internatio- 
nalen Luftverkehr verwendet werden, die folgenden Ab- 
gabenvergünstigungen: 

a) Die von den benannten Unternehmen des einen 
Vertragsstaates verwendeten Luftfahrzeuge, die in 
das Gebiet des anderen Vertragsstaates einfliegen 
und wieder ausfliegen oder es durchfliegen, ein- 
schließlich der an Bord befindlichen Ausrüstungs- 
gegenstände und Ersatzteile bleiben frei von Zöllen 
und sonstigen bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waren erhobenen Abgaben. 

b) Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände, die 

aa) aus den in Buchstabe a genannten Luftfahrzeu- 
gen im Gebiet des anderen Vertragsstaates 
unter Zollüberwachung ausgebaut oder sonst 
von Bord gebracht und dort gelagert werden, 
bb) für diese Luftfahrzeuge in das Gebiet des an- 
deren Vertragsstaates unter Zollüberwachung 
eingeführt und dort gelagert werden, 

bleiben frei von den in Buchstabe a bezeichneten 
Abgaben, wenn sie unter Zollüberwadiung in die 
genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder sonst an 
Bord genommen werden oder aus dem Gebiet dieses 
Vertragsstaates auf andere Weise als an Bord der 
Luftfahrzeuge wieder ausgeführt werden. Die gleiche 
Abgabenbefreiung wird für solche Ersatzteile und 
Ausrüstungsgegenstände gewährt, die unter Zoll- 
überwachung aus entsprechenden Lagern anderer 
ausländischer Luit verkehrsunternehmen entnommen 
und in die genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder 
sonst an Bord genommen werden. 


c) Treibstoffe und Schmieröle, die an Bord der in 
Buclistabe a genannten Luftfahrzeuge in das Gebiet 
des anderen Vertragsstaates eingebracht werden, 
dürfen frei von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, 
Aus- und Durdtfuhr von Waren erhobenen Abga- 
ben an Bord dieser Luftfahrzeuge verbraucht 
werden, und zwar auch auf anschließenden Flügen 
zwischen Orten im Gebiet dieses Vertragsstaates. 
Dies gilt auch für Treibstoffe, die zur Versorgung 
dieser Luftfahrzeuge in das Gebiet des anderen 
Vertragsstaates unter Zollüberwachung eingeführt 
und dort gelagert werden. Sonstige Treibstoffe, die 
von diesen Luftfahrzeugen im Gebiet des anderen 
Vertragsstaates unter Zollüberwachung an Bord ge- 
nommen und im internationalen Fluglinienverkehr 
verbraucht werden, unterliegen den genannten Ab- 
gaben sowie etwaigen besonderen Verbrauchsabga- 
ben nicht, mit denen die Treibstoffe in diesem 
Vertragsstaat belastet sind. 

d) Die an Bord der in Buchstabe a genannten Luft- 
fahrzeuge eingebrachten Nahrungs- und Genuß- 
mittel, die zur Verpflegung der Fluggäste und Be- 
satzungsmitglieder bestimmt sind, dürfen im Gebiet 
des anderen Vertragsstaates frei von Zöllen und 
sonstigen bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waren erhobenen Abgaben zum alsbaldigen Ver- 
brauch an Bord ausgegeben werden, wenn die Luft- 
fahrzeuge bei Zwischenlandungen ständig zollamt- 
lich überwacht werden können. 

Artikel 8 

(1) Die von dem einen Vertragsstaat ausgestellten oder 
anerkannten Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungszeug- 
nisse und Erlaubnisscheine (Fähigkeitsausweise) der Be- 
satzung eines Luftfahrzeuges werden von dem anderen 
Vertragsstaat während ihrer Gültigkeitsdauer anerkannt. 

(2) Jeder der beiden Vertragsstaaten behält sich das 
Recht vor, den Befähigungszeugnissen und Erlaubnis- 
scheinen (Fähigkeitsausweisen), die seinen eigenen Staats- 
angehörigen vom anderen Vertragsstaat oder einem an- 
deren Staat ausgestellt sind, für Flüge über seinem eige- 
nen Gebiet die Anerkennung zu verweigern. 


Artikel 9 

(1) Den Unternehmen jedes Vertragsstaates soll in 
billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben werden, 
den Betrieb auf jeder der nach Artikel 2 Absatz 2 fest- 
gelegten Linien durchzuführen. 

(2) Bei dem Betrieb des internationalen Fluglinienver- 
kehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien 
soll das benannte Unternehmen eines Vertragsstaates auf 
die Interessen des benannten Unternehmens des anderen 
Vertragsstaates Rücksicht nehmen, damit der auf allen 
oder einem Teil der gleichen Linien betriebene Flug- 
linienverkehr dieser Unternehmen nicht ungebührlich be- 
einträchtigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien soll vor allem dazu 
dienen, ein Beförderungsangebot zur Verfügung zu stel- 
len, das der voraussehbaren Verkehrsnachfrage nach und 
von dem Gebiet des Vertragsstaates entspricht, der das 
Unternehmen benannt hat. Das Recht dieses Unterneh- 
mens, Beförderungen zwischen den nach Artikel 2 Absatz 2 
lestgelegten, im anderen Vertragsstaat gelegenen Punkten 
einer Linie und dritten Staaten auszuführen, soll im 
Interesse einer geordneten Entwicklung des internatio- 
nalen Luftverkehrs so ausgeübt werden, daß das Beför- 
derungsangebüt angepaßt ist 
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a) an die Nachfrage nach Verkehrsmöglichkeiten 
von und nach dem Gebiet des Vertragsstaates, 
der das Unternehmen benannt hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende 
Verkehrsnachfrage unter Berücksichtigung der 
örtlichen und regionalen Linien, 

c) an die Anforderungen eines wirtschaftlichen Be- 
triebes der Linien des Durchgangsverkehrs. 

Artikel 10 

(1) Die benannten Unternehmen teilen den Luftfahrt- 
behörden beider Vertragsstaaten spätestens dreißig Tage 
vor Beginn des Betriebes auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien die Art des Betriebes, die vorgese- 
henen Flugzeugmuster und die Flugpläne mit. Das gleiche 
gilt für spätere Änderungen. 

(2) Die Luftfahrtbehörden eines jeden der beiden Ver- 
tragsstaaten werden den Luftfahrtbehörden des anderen 
Vertragsstaates auf deren Ersuchen alle statistischen 
Unterlagen übermitteln, die billigerweise zum Zwecke 
der Nachprüfung des auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien von den benannten Unternehmen 
bereitgestellten Beförderungsangebotes gefordert werden 
können. Diese Unterlagen sollen alle Angaben enthalten, 
die zur Bestimmung des Umgangs des Verkehrs der be- 
nannten Unternehmen auf den nach Artikel 2 Absatz. 2 
festgelegten Linien und der Herkunft und Bestimmung 
dieses Verkehrs erforderlich sind. 

Artikel 11 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Absatz 2 fest- 
gelegten Linien für Fluggäste und Fracht anzuwenden 
sind, werden unter Berücksichtigung aller Faktoren, ins- 
besondere der Kosten des Betriebes, eines angemessenen 
Gewinns, der besonderen Gegebenheiten der verschiede- 
nen Linien und der von anderen Unternehmen, welche die 
gleiche Linie ganz oder teilweise betreiben, verwendeten 
Tarife festgesetzt. Bei der Festsetzung soll nach den Be- 
stimmungen der folgenden Absätze verfahren werden. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie 
durch Vereinbarung der beteiligten benannten Unter- 
nehmen festgesetzt. Hierbei sollen sich die benannten 
Unternehmen nach den Beschlüssen richten, die auf Grund 
des Tariffestsetzungsverfahrens des Internationalen Luft- 
verkehrsverbandes (lATA) angewendet werden können, 
oder die benannten Unternehmen sollen sich, nach einer 
Beratung mit den Luftverkehrsimternehmen dritter Staa- 
ten, welche die gleiche Linie ganz oder teilweise betrei- 
ben, wenn möglich unmittelbar untereinander verstän- 
digen. 

(3) Die auf diese Weise festgesetzten Tarife sollen den 
Luftfahrtbehörden eines jeden Vertragsstaates wenigstens 
dreißig Tage vor dem in Aussicht genommenen Inkraft- 
treten zur Genehmigung vorgelegt werden. Dieser Zeit- 
raum kann in besonderen Fällen verkürzt werden, wenn 
die Luftfahrtbehörden damit einverstanden sind. 

(4) Kommt zwischen den benannten Unternehmen eine 
Einigung nach Absatz 2 nicht zustande oder erklärt sich 
ein Vertragsstaat mit den ihm nach Absatz 3 zur Geneh- 
migung vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, so sollen 
die Luftfahrtbehörden die Tarife derjenigen Linien und 
Linienteile, für die eine Übereinstimmung nicht besteht, 
durch Vereinbarung festsetzen. 

(5) Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragsstaaten eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht 
zustande, so findet Artikel 16 Anwendung. Solange der 
Schiedsspruch nicht ergangen ist, hat der Vertragsstaat, 
der sich nicht einverstanden erklärt hat, das Recht, von 
dem anderen Vertragsstaat die Aufrechterhaltung der 
vorher in Kraft befindlichen Tarife zu verlangen. 


Artikel 12 

Tritt ein von beiden Vertragsstaaten angenommenes 
allgemeines multilaterales Luftverkehrsabkommen in 
Kraft, so gehen die Bestimmungen des multilateralen Ab- 
kommens vor. Erörterungen über die Feststellung, inwie- 
weit ein multilaterales Abkommen dieses Abkommen 
aufhebt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 15 
dieses Abkommens statt. 

Artikel 13 

Jedes von einem Vertragsstaat benannte Unternehmen 
darf auf den Flughäfen des anderen Vertragsstaates und 
in den Städten des anderen Vertragsstaates, in denen 
es eine eigene Vertretung zu unterhalten beabsichtigt, 
sein eigenes Personal für seine Geschäfte unterhalten 
und beschäftigen. Soweit ein benanntes Unternehmen auf 
eine eigene Organisation in den Flughäfen des anderen 
Vertragsstaates verzichtet, soll es nach Möglichkeit die 
in Frage stehenden Arbeiten durch das Personal der 
Flughäfen oder des benannten Unternehmens des anderen 
Vertragsstaates ausführen lassen, 

Artikel 14 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsstaaten 
findet ein regelmäßiger Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit in allen die Anwendung und Aus- 
legung dieses Abkommens berührenden Angelegenheiten 
herbeizuführen. 

Artfkel 15 

(1) Eine Konsultation zur Erörterung der Auslegung, 
Anwendung oder Änderung dieses Abkommens oder des 
Fluglinienplans kann jederzeit von jedem Vertragsstaat 
beantragt werden. Diese Konsultation beginnt innerhalb 
einer Frist von sechzig Tagen nach Eingang des Antrags. 

(2) Vereinbarte Änderungen dieses Abkommens treten 
entsprechend dem in Artikel 20 vorgesehenen Verfahren 
in Kraft. 

(3) Änderungen des Fluglinienplans treten in Kraft, 
sobald sie nach Übereinstimmung zwischen den Luftfahrt- 
behörden der Vertragsstaaten in einem Notenaustausch 
entsprechend Artikel 2 Absatz 2 vereinbart sind. 

Artikel 16 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die An- 
wendung oder Auslegung dieses Abkommens nicht nach 
Artikel 14 oder 15 zwischen den Luftfahrtbehörden oder 
zwischen den Regierungen der Vertragsstaaten beigelegt 
werden kann, ist sie auf Antrag eines Vertragsstaates 
einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragsstaat einen Schieds- 
richter ernennt und diese Schiedsrichter sich auf einen 
Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden 
einigen. Werden die Schiedsrichter nicht innerhalb von 
sechzig Tagen ernannt, nachdem ein Vertragsstaat seine 
Absicht, ein Schiedsgericht anzurufen, bekanntgegeben 
hat, oder können die Schiedsrichter sich nicht innerhalb 
weiterer dreißig Tage auf einen Vorsitzenden einigen, 
so ist der Präsident des Rates der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation zu bitten, die notwendigen Ernen- 
nungen vorzunehmen. Seine Entscheidung ist für die 
Vertragsstaaten bindend. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet, wenn ihm eine güt- 
liche Regelung der Meinungsverschiedenheiten nicht ge- 
lingt, mit Stimmenmehrheit. Soweit die Vertragsstaaten 
nichts anderes vereinbaren, regelt es seine Verfahrens- 
grundsätze selbst und bestimmt seinen Sitz. 
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(4) Jeder Vertragsstaat trägt die Vergütung für die 
Tätigkeit seines Schiedsrichters sowie die Hälfte der 
übrigen Kosten. 

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den vorläu- 
figen Maßnahmen, die im Laufe des Verfahrens angeord- 
net werden sowie dem Schiedsspruch, der endgültig ist, 
nachzukommen. 

Artikel 17 

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen jederzeit 
kündigen. Das Abkommen endigt ein Jahr nach Eingang 
der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat, es sei 
denn, daß auf Grund einer Vereinbarung zwischen den 
Vertragsstaaten die Kündigung vor Ablauf dieser Frist 
rückgängig gemacht wird. 

Artikel 18 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenaustausch nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 15 
Absatz 3 werden bei der Internationalen Zivilluftfahrt-Or- 
ganisation hinterlegt. 

Für die Bundesrepublik 
Deutschland 
gezeichnet: 

Friedrich Holzapfel 


Artikel 19 

Die Vorschriften dieses Abkommens ersetzen zwischen 
den Vertragsstaaten: 

a) das Provisorische Übereinkommen vom 14. Septem- 
ber 1920 betreffend die Regelung des Luftverkehrs 
zwischen Deutschland und der Schweiz, 

b) die durch Notenwechsel vom 23. und 27. Juli 1937 
getroffene Vereinbarung über die zollfreie Abgabe 
von Betriebsstoffen an Luftfahrzeuge. 

Artikel 20 

Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. Die Ratifi- 
kationsurkunden sollen baldmöglichst in Bonn aus- 
getauscht werden. Es tritt dreißig Tage nach dem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft, 

ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Be- 
vollmächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Bern am 2. Mai 1956 in doppelter Ur- 
schrift in deutscher Sprache. 

Für die Schweizerische 
Eidgenossenschaft 
gezeichnet: 

Max Petitpierre 


Bundesdiuckcrei Bonn 7707 11. 56 



